
2. Kennzeichen einer modernen
Regionalentwicklung

In diesem Kapitel wird aufgezeigt, was Merkmale guten
Regierens sind. Anhand einzelner Beispiele werden unter-
schiedliche formelle und informelle b�rgerschaftliche Betei-
ligungsverfahren vorgestellt, bewertet und mit der regionalen
Wissensbilanz verglichen.

2.1 Grunds�tze guten Regierens
Leitbegriffe der
EU transferieren

Anpassungen der regionalen Wirtschaftsstruktur an ver-
�nderte Bedingungen erfordern Leistungen, die nicht nur
�ber den Markt und von den prim�r beteiligten Sozialpart-
nern, sondern vor allem �ber personelle Interaktionen, zivil-
gesellschaftliche Initiativen und durch die Zurverf�gung-
stellung von Gemeinschaftsg�tern erbracht werden.42 Eine
Vorstellung, wie unter diesen Bedingungen „Gutes Regieren“
aussehen kann, vermitteln die f�nf Grunds�tze der EU.43 Die
Leitbegriffe sind: Offenheit, Partizipation, Verantwortlich-
keit, Effektivit�t und Koh�renz.
– Offenheit, weil dieser Grundsatz dazu beitragen kann, das

Vertrauen in komplexe Strukturen zu st�rken. Offenheit
erfordert daher sowohl eine inhaltliche als auch eine funk-
tionale �ffnung, die auch das Zustandekommen von Ent-
scheidungen einschließt.

– Partizipation, weil die Akzeptanz von Politik gestaltenden
Prozessen wesentlich von der Einbeziehung der Akteure in
Konzeption und Durchf�hrung abh�ngt. Verst�rkte Teilhabe
f�hrt zu grçßerem Vertrauen der Betroffenen sowohl in das
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42 F�rst, D., 2008, S. 65.
43 Weißbuch Europ�isches Regieren, KOM (2001) 428, S. 13; Diese Grunds�tze gelten

f�r alle Regierungsebenen – die globale, europ�ische, nationale, regionale und lokale
Ebene. Sie gelten aber auch f�r die Zivilgesellschaft, die ihrerseits insbesondere die
Grunds�tze der Verantwortlichkeit und der Offenheit beachten muss (a.a.O S. 20).



Ergebnis als auch in die dieses Ergebnis herbeif�hrenden
Institutionen.44

– Verantwortlichkeit, weil klar sein muss, wer wof�r steht.
Dabei kçnnen Gew�hrleistungs-, Finanzierungs- und Ergeb-
nisverantwortung oder Handlungsverantwortung unter-
schieden werden.45 Ergebnis- und Handlungsverantwor-
tung kçnnen auch zivilgesellschaftliche Akteure tragen,
insbesondere dann, wenn außerhalb des politisch-adminis-
trativen Systems Machtpromotoren gewonnen werden sol-
len, um unabh�ngig von Eigentums- und Verf�gungsrech-
ten einen Transformationsprozess aktiv zu begleiten, die
Umsetzung bestimmter Maßnahmen zu betreiben, teilpriva-
tisierte Leistungen zu erbringen oder f�r die Umsetzung
alternativer Finanzierungskonzepte zur Verf�gung zu ste-
hen.46

26

2. Kennzeichen einer modernen Regionalentwicklung

44 Das Bundesverfassungsgericht hat im Lissabon-Urteil diesen Ansatz verst�rkt, wenn
es darauf hinweist, dass die europ�ische Vereinigung allerdings nicht so verwirk-
licht werden darf, dass in den Mitgliedstaaten kein ausreichender Raum zur politi-
schen Gestaltung der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebensverh�ltnisse
mehr bleibt. Dies gilt insbesondere f�r Sachbereiche, die die Lebensumst�nde der
B�rger, vor allem ihren von den Grundrechten gesch�tzten privaten Raum der Eigen-
verantwortung und der persçnlichen und sozialen Sicherheit pr�gen, sowie f�r sol-
che politischen Entscheidungen, die in besonderer Weise auf kulturelle, historische
und sprachliche Vorverst�ndnisse angewiesen sind, und die sich im parteipolitisch
und parlamentarisch organisierten Raum einer politischen �ffentlichkeit diskursiv
entfalten (Bundesverfassungsgericht 2 BvR 2136/09 vom 30. Juni 2009, Rd. Nr. 249).
Denn es ist gerade die Idee der Demokratie, die es ermçglichen soll, dass die B�rger
den Staat als ihre eigene Sache verstehen. Dabei ist allerdings auch zu ber�cksichti-
gen, dass sich Form und Dauer des Engagements gewandelt haben. Engagiert wird
meist nur noch lokal und spontan bei eigener Betroffenheit (Volkmann, W., 2010,
S. 9).

45 Die Trennung der drei Verantwortungsbereiche wird regelm�ßig mit einer vollst�ndi-
gen Auslagerung der Aufgabenwahrnehmung an eine Institution und verlustig
gehenden staatlichen Einflussnahmen gleichgesetzt. Vernachl�ssigt wird dabei oft,
dass im E-Government çffentliche Leistungsnetzwerke eine differenzierte Leistungs-
tiefenpolitik gestatten und kl�ren kçnnen, welcher çffentliche, private oder gemein-
n�tzige Netzwerkpartner welches konkrete Modul in einem einzelnen Leistungs-
erstellungsprozess �bernehmen kann bzw. sollte (Br�ggemeier, M., 2006, S. 307).

46 Unter dem Leitbild der Gew�hrleistungskommune ziehen sich die St�dte aus der
direkten Leistungserbringung zunehmend zur�ck und schr�nken ihr „Produktions-
profil“ signifikant ein (Kuhlmann, S., 2009, S. 10). Angesichts der lokalen Finanz-
krisen f�hrt diese Entwicklung nicht nur zu einer St�rkung der Vertragspolitik (Pu-
blic-Private-Partnership), sondern auch zur Fçrderung des ehrenamtlichen
Engagements, das f�r die Erbringung çffentlicher Leistungen wie im Bereich der Feu-
erwehr, des Unfall- und Rettungsdienstes oder des Natur- und Umweltschutzes oder



– Effektivit�t, weil politisches Handeln wirksam sein muss.
Es muss daher zur richtigen Zeit kommen und auf der
Grundlage klarer Ziele stattfinden.

– Koh�renz, weil politische Gestaltung und konkretes Han-
deln zusammenh�ngen und verst�ndlich sein m�ssen. Mit
der Zunahme der zu bew�ltigenden Aufgaben w�chst auch
der Bedarf an Koh�renz. Hierzu gehçrt es auch, Hand-
lungen nicht als Folge einer linearen Betrachtung von Ur-
sachenketten zu sehen, sondern als ein Produkt eines zu
steuernden komplexen Systems mit sich wechselseitig
beeinflussenden Parametern. Deshalb ist es wichtig, die
Handlungsfelder herauszuarbeiten, auf die es f�r politische
Entscheidungen ankommt. Dazu sind auf der strategischen
Ebene sowohl die Annahmen und Einflussfaktoren als auch
die Ursachen- und Wirkungszusammenh�nge aufzudecken.
Erst dann kçnnen auf der operativen Ebene konkrete Maß-
nahmen entwickelt werden, die einen durchgehend schl�s-
sigen Ansatz bilden und die damit intendierten Wirkungen
auch herbeif�hren kçnnen.

2.2 Herausforderungen des çffentlichen Sektors
Entwicklungen
des New Public
Managements
ber�cksichtigen

Im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung der letzten Jahre
waren die politische Steuerung und die sich daraus erge-
bende Organisation der politischen F�hrung ein wichtiges
Thema.47 Im Wesentlichen ging es um die Frage, ob und wie
in einer funktionell ausdifferenzierten Gesellschaft Politikfor-
mulierung und Politikumsetzung besser zusammen gef�hrt
werden kçnnen.48 Daraus haben sich verschiedene Vorstel-
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im Bereich der sozialen Dienste immer wichtiger wird und damit ein demokratisie-
rendes Gegengewicht zur �konomisierung der Verwaltung bildet.

47 Die politische F�hrung umfasst sowohl die F�hrung der Verwaltung als auch die
F�hrung in der Verwaltung. Beide Aspekte sind kaum voneinander zu trennen,
weil das Public Management als „Lçsung“ f�r beide Problemlagen auf ein Kontrakt-
management setzt (Bogumil, J., 2003, S. 62).

48 Denn auf Grund der Mehrebenenverflechtungen kçnnen Regelungen nicht mehr
einem Steuerungsobjekt allein zugeschrieben werden. Daher sind zunehmend Regu-
lierungsstrategien in den Vordergrund getreten, die sich auch auf das Verh�ltnis des
Staates zu Wirtschaft, zu Drittem Sektor und zu B�rgern beziehen. Das Leitbild einer
Verantwortungskooperation zwischen Akteuren gewinnt zunehmend an Bedeutung
(Pfisterer, P., 2009, S. 1130).



lungen und Praktiken entwickelt, auf die nachfolgend kurz
eingegangen wird.

2.2.1 Governance

F�r Verhandlung
çffnen

Governance ist eine Weiterentwicklung des Public Manage-
ments. Mit Governance wird ein empirisch zu beobachtender
Wandel im Verh�ltnis zwischen Staat und Gesellschaft
gekennzeichnet, der einer Tendenz zu einer st�rkeren gesell-
schaftlichen, çkonomischen und politischen Selbstregulie-
rung in komplexen Organisationen folgt. W�hrend die klassi-
sche hierarchische Verwaltung sich als ausf�hrendes Organ
des im politischen Bereich gebildeten Willens sieht und zu
dessen Umsetzung auch �berlegene Machtmittel einsetzt,
bezieht Governance staatliche und private Akteure sowohl
in die Entscheidungsfindung als auch in die Erf�llung çffent-
licher Aufgaben ein.49 Governance ist damit eine neue
Betrachtungsweise des Regierens, die f�r alle Formen und
Mechanismen der Koordinierung zwischen mehr oder weni-
ger autonomen Akteuren steht, deren Handlungen interde-
pendent sind, sich also wechselseitig beeintr�chtigen oder
unterst�tzen kçnnen.50 Damit çffnet sich das administrativ-
politische System. Steuerung erfolgt zunehmend in Verhand-
lungssystemen und netzwerkartigen Strukturen sowie in der
Aktivierung von Selbsthilfepotenzialen. Aus dem anweisen-
den Staat wird ein bef�higender und ermçglichender Staat.
Die Steuerungsadressaten werden an der Politikformulierung
beteiligt.51 Die Suche nach regionalen Entwicklungslçsungen
ist dann nicht mehr nur eine Angelegenheit des den Rahmen
setzenden Staates oder des Marktes, sondern auch eine
Gemeinschaftsangelegenheit mit Beteiligung der außermarkt-
lichen und außerstaatlichen Akteure. Um diese Aufgabe als
Gemeinschaftsangelegenheit umsetzen zu kçnnen, bedarf es
besonderer institutioneller Regelungsmechanismen. Aus der
Governance-Diskussion sind insbesondere folgende Modell-
gruppen hervorgegangen:
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49 Dose, N., 2006, S. 24.
50 Simonis, G., 2007, S. 9.
51 Kennel, C., 2006, S. 59 und 69.



2.2.2 Kooperative Verwaltung

Zivilgesellschaft
aktivieren

Die kooperative Verwaltung stellt die moderierende und eher
partnerschaftliche Rolle der Verwaltung in den Vordergrund.
Ihr Leitbild geht davon aus, dass in einem ausdifferenzierten
pluralistischen Gemeinwesen Politikformulierung nicht
mehr nur in den Parlamenten und Verwaltungen stattfindet,
sondern zunehmend in Netzwerken unter Beteiligung von
Verb�nden, Unternehmen, Wissenschaftlern und anderen
Akteuren. Dazu bedarf es einer Aktivierung der Zivilgesell-
schaft und einer Verantwortungsteilung. Dies erfordert eine
Ver�nderung der B�rgerrolle. Verst�rkt gefordert werden die
St�rkung der Eigenverantwortung, ein hçheres Maß an Selbst-
steuerung und die Erbringung von eigenen Leistungsbeitr�-
gen zu Gunsten des Gemeinwohls. In dem Zusammenhang
f�llt der lokalen Gebietskçrperschaft eine besondere Aufgabe
zu, n�mlich die çrtliche Gemeinschaft zu bef�higen, ihre
Angelegenheiten durch transparente, zurechenbare Prozesse
und einen demokratischen Dialog selbst zu regeln.52

2.2.3 Responsive Verwaltung

Dienstleistungen
in Wettbewerb
stellen

In der responsiven Verwaltung liegt die zentrale Aufgabe der
Verwaltung in der Befriedigung der konkreten W�nsche und
Bed�rfnisse der B�rgerinnen und B�rger. Im Mittelpunkt
steht die effiziente und effektive Produktion der Dienstleis-
tungen. Auch wenn die Politik nach wie vor als die f�r die
Rahmensetzung und die Vorgabe von Zielen zust�ndige Insti-
tution angesehen wird, soll sie durch die direkte Pr�ferenz-
�ußerung der B�rgerinnen und B�rger eine „gewisse“ Kon-
kurrenz erhalten.53 Nach diesem Modell w�re das Idealbild
der Verwaltung der interne reale oder virtuelle Wettbewerb.54

Zentrale Steuerungsinstrumente w�ren Kontrakte und Be-
richte.
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52 Oppen, M. & Sack, D., 2005, S. 17.
53 Bogumil, J., 2003, S. 70.
54 Ein realer Wettbewerb besteht beispielsweise in der freien Wahl der Schule oder

infolge eines Outsourcings von Dienstleistungen an Private. Ein virtueller Wett-
bewerb wird im Rahmen von Kennzahlenerhebungen und Benchmarks beispiels-
weise bei der Klassifizierung der Leistungsqualit�t von Finanz�mtern angestrebt.



2.3 Bestehende Beteiligungsverfahren
Formelle und

informelle Ver-
fahren unter-

scheiden

Die Beteiligung von Gruppen und Akteuren ist in der Regio-
nalentwicklung ein wichtiges Verfahrenselement. In der
Regional- und Kommunalpolitik sind formelle Beteiligungs-
verfahren, die auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen, und
informelle Beteiligungsverfahren zu unterscheiden. In den
letzten Jahren ist eine Vielfalt praktischer Ans�tze zur infor-
mellen B�rgerbeteiligung entstanden.55 Ihr Beteiligungserfolg
war zumeist begrenzt. Das ist insbesondere darauf zu-
r�ckzuf�hren, dass der Informationsstand der Beteiligten
l�ckenhaft und oberfl�chlich war, organisationsstarke Interes-
sengruppen dominierten und das Engagement erst bei Betrof-
fenheit und dann vielfach zu sp�t erfolgte. Diese Ausgangslage
fçrderte eine Polarisierung der Standpunkte und f�hrte zu
kaum mehr �berbr�ckbaren Meinungsunterschieden, weshalb
diese Instrumente auch nur vereinzelt eingesetzt wurden.
Auch korrelierte die Beteiligung zumeist mit einem Mangel
an strategischen Gesamtkonzepten sowie – bei Vertretungskçr-
perschaften – mit einer Angst vor Macht- und Kontrollverlust.
Nachfolgend werden exemplarisch einige wichtige formelle
und informelle Beteiligungsverfahren kurz vorgestellt.

2.3.1 Raumordnungsrechtliche Verfahren

Zur Zusammen-
arbeit und zur

Bildung regiona-
ler Netzwerke

auffordern

Beteiligungsorientierte Verfahren sind in der Regionalent-
wicklung nicht neu. So sieht § 10 Abs. 1 Satz 1 des Raumord-
nungsgesetzes (ROG) vor, dass die �ffentlichkeit sowie die in
ihren Belangen ber�hrten çffentlichen Stellen von der Auf-
stellung des Raumordnungsplans zu unterrichten sind. Ihnen
ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Raum-
ordnungsplans und seiner Begr�ndung zu geben. Nach § 13
ROG sollen zur Vorbereitung oder Verwirklichung von Raum-
ordnungspl�nen oder von sonstigen raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen die Tr�ger der Landes- und Regio-
nalplanung mit den hierf�r maßgeblichen çffentlichen
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55 Beispiele: B�rgerforen, Kundenforen, Planungszellen, Mediationsverfahren, Ein-
wohnerbeir�te, Kundenbeir�te, Focusgruppen, B�rgerversammlungen, B�rgerbefra-
gungen, Kundenbefragungen, aktives Beschwerdemanagement, institutionalisierte
Verb�ndebeteiligung, B�rgerbegehren, B�rgerentscheid, B�rgerpanel, lokale Agen-
daprozesse, B�rgerhaushalt, Stadtteilkonferenzen u. a.



Stellen und Personen des Privatrechts einschließlich Nicht-
regierungsorganisationen und der Wirtschaft zusammen-
arbeiten oder auf die Zusammenarbeit dieser Stellen und Per-
sonen hinwirken. Dabei kann die Zusammenarbeit sowohl
zur Entwicklung einer Region als auch im Hinblick auf grenz-
�bergreifende Belange erfolgen; die Zusammenarbeit von
Gemeinden zur St�rkung teilr�umlicher Entwicklungen (in-
terkommunale Zusammenarbeit) ist zu unterst�tzen. Formen
der Zusammenarbeit sind nach Abs. 2 Nr. 2 u. a. auch regio-
nale und interkommunale Netzwerke und Kooperationsstruk-
turen, regionale Foren und Aktionsprogramme zu aktuellen
Handlungsanforderungen und damit engagierte B�rgerinnen
und B�rger. �hnlich wie im ROG (§ 10) ist auch die Betei-
ligung der �ffentlichkeit im Baugesetzbuch bei der Bauleit-
planung geregelt (§ 3).

2.3.2 Die Regionalkonferenz

Strategien
bottum-up
entwickeln

Regionalkonferenzen und regionale Entwicklungskonzepte
sind ein informelles Instrument der Raumordnung, das nach
§ 13 ROG der Verwirklichung und Umsetzung raumordneri-
scher Ziele dient. Im Mittelpunkt steht die Abstimmung çffent-
licher und privater raumbedeutsamer Maßnahmen und Pla-
nungen in einem l�ngerfristigen Prozess, der extern moderiert
wird. Dabei kçnnen im Rahmen einer Bottom-Up-Strategie bei-
spielsweise Leitbilder, Zielvorstellungen sowie Maßnahmen
und Projekte aus den Handlungsfeldern Verkehr, Wirtschaft,
Fremdenverkehr, Innovation, Umlandbeziehungen und ver-
gleichbaren Themen erarbeitet werden. Damit kann beispiels-
weise auch versucht werden, kreisangehçrige Gemeinden in
den regionalen Kooperationsprozess einzubinden. Erfolgs-
bestimmende Faktoren einer Regionalkonferenz sind die Aus-
wahl des Themas, die Abgrenzung des Raums, die Qualit�t der
Moderation, der regionale Problemlçsungsdruck und dessen
Wahrnehmung als gemeinschaftliche Herausforderung sowie
die materiellen Rahmenbedingungen.56
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56 Bundesinstitut f�r Bau-, Stadt- und Raumforschung; http://www.bbr.bund.de/
cln_015/nn_21684/BBSR/DE/FP/MORO/Initiativen/Regionalkonferenzen/03__Er
gebnisse.html (Stand: 14. April 2011).



2.3.3 Das Regionalmanagement

Akteure
vernetzen

Angesichts des anfangs geringen Erfolgs wurde die Idee der
Regionalkonferenz verfeinert und in das Konzept des Regio-
nalmanagements �berf�hrt. Das Regionalmanagement unter-
st�tzt die vorhandenen endogenen Entwicklungspotenziale
einer Region �ber Branchengrenzen hinweg. Es erg�nzt damit
den branchen- und kompetenzfeldorientierten Ansatz der
Cluster-Offensiven. Mit Hilfe von Netzwerken soll das vor-
handene Potenzial genutzt und deren eigenverantwortliche
Entwicklung nachhaltig gest�rkt werden. In die Netzwerke
sollen die jeweiligen Interessenvertreter aus Wirtschaft,
Politik und Verwaltung einbezogen werden. Durch die Ver-
netzung der regionalen Akteure sollen Innovation und Krea-
tivit�t angeregt und gefçrdert werden, um die Wettbewerbs-
f�higkeit der Region zu fçrdern. Das Netzwerkmanagement
b�ndelt die regionalen Kr�fte und bindet die Netzwerk-
partner in den Entwicklungsprozess ein, ohne deren Eigen-
st�ndigkeit einzuschr�nken oder deren Kompetenzen
einzugrenzen. Die Initiative zur Einrichtung eines Regional-
managements kommt stets aus dem Raum selbst. Sie beruht
auf dem Freiwilligkeits- und Bottom-Up-Prinzip. Die Region
bestimmt daher auch eigenst�ndig die Entwicklungsschwer-
punkte und Handlungsfelder des Regionalmanagements.
Erfahrungsgem�ß ist ein Regionalmanagement dann beson-
ders erfolgreich, wenn es vom Landrat oder anderen politi-
schen Repr�sentanten getragen und nachhaltig unterst�tzt
wird sowie auf politischen R�ckhalt bei der Umsetzung der
Vorschl�ge stçßt. Das Konzept des Regionalmanagements
und der regionalen Selbststeuerung fand �ber die EU-Struk-
turpolitik Eingang in die nationalen Ausformungen.57 Ein-
satzgebiete sind insbesondere die Entwicklung von Visionen
und Leitbildern, das Sammeln von Ideen, die Weitergabe von
Impulsen und Anregungen oder die Vernetzung vorhandener
Akteure und Aktionsgruppen.
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57 Als Beispiel: Bayerisches Staatsministerium f�r Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie 2008, Das Regionalmanagement des Freistaates Bayern – Im Netz-
werk zum Erfolg.



2.3.4 B�rgerentscheid

Instrumente
direkter Demo-
kratie integrieren

Der B�rgerentscheid ist ein Instrument direkter Demokratie
auf kommunaler Ebene. Danach kann der Gemeinderat mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen aller Mitglie-
der beschließen, dass eine wichtige Gemeindeangelegenheit
der Entscheidung der B�rger unterstellt wird. Bei einem B�r-
gerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinne entschieden,
in der sie von der Mehrheit der g�ltigen Stimmen beantwortet
wurde, sofern diese Mehrheit von mindestens 30 vom Hun-
dert der Stimmberechtigten getragen wird. Der B�rgerent-
scheid hat die Wirkung eines endg�ltigen Beschlusses des
Gemeinderats. Er kann innerhalb von drei Jahren nur durch
einen neuen B�rgerentscheid abge�ndert werden.58

B�rgerentscheide tragen dazu bei, dass wichtige und mçgli-
cherweise auch kontrovers diskutierte kommunale Themen
in einen çffentlichen Raum getragen und dort die jeweiligen
Pro- und Contra-Argumente auseinandergesetzt werden. Der
B�rgerentscheid legt dabei die Pr�ferenzen der Abstimmen-
den offen. Die Zahl der B�rgerentscheide nimmt zu. Die
Bereitschaft zu Plebisziten w�chst. Dies wird auf die immer
komplexer, komplizierter und schwieriger werdenden Ent-
scheidungen auf der einen Seite und auf die Sehnsucht nach
einfachen Antworten auf der anderen Seite zur�ckgef�hrt.
Dabei werden B�rgerentscheide verst�rkt von Interessengrup-
pen vorangetrieben, die es nicht nur gelernt haben, ebenso
�berzeugend wie packend zu formulieren und Emotionen zu
wecken, sondern dar�ber hinaus unter Umst�nden auch �ber
einen finanziellen R�ckhalt verf�gen, der groß genug ist, um
Kampagnen f�hren zu kçnnen.59
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58 Vgl. dazu § 21 der Gemeindeordnung f�r Baden-W�rttemberg in der Fassung vom
24. Juli 2000. �ber eine wichtige Gemeindeangelegenheit kann die B�rgerschaft
einen B�rgerentscheid beantragen (B�rgerbegehren). Ein B�rgerbegehren darf nur
Angelegenheiten zum Gegenstand haben, �ber die innerhalb der letzten drei Jahre
nicht bereits ein B�rgerentscheid auf Grund eines B�rgerbegehrens durchgef�hrt
worden ist. Das B�rgerbegehren muss die zur Entscheidung zu bringende Frage,
eine Begr�ndung und einen nach den gesetzlichen Bestimmungen durchf�hrbaren
Vorschlag f�r die Deckung der Kosten der verlangten Maßnahme enthalten. Es muss
abh�ngig von der Anzahl der Einwohner von einer bestimmten gesetzlich festgeleg-
ten Einwohnerzahl unterzeichnet sein.

59 Geiger, S., Volksentscheide n�tzen den Starken, Stuttgarter Zeitung vom 20. Juli
2010.



2.3.5 Die Planungszelle

B�rgergutachten
im Rahmen der
Bauleitplanung

erstellen

Um Beteiligungsdefizite bei kommunalen Planungen zu kom-
pensieren, wurde in den 70er Jahren die Planungszelle ent-
wickelt60. Eine Planungszelle besteht aus einer Gruppe von
ca. 25 nach dem Zufallsverfahren ausgew�hlten B�rgerinnen
und B�rgern, die freiwillig und ohne persçnliche Interessen
f�r ca. eine Woche von ihren arbeitsallt�glichen Verpflichtun-
gen freigestellt werden, um als Gruppe Lçsungsvorschl�ge f�r
ein vorgegebenes konkretes zumeist lokales Planungsproblem
im Rahmen der Bauleitplanung zu erarbeiten. Sie werden
dabei von einer Prozessbegleitung unterst�tzt. Sie kçnnen
Fachleute hinzuziehen. Die Ergebnisse der Beratungen wer-
den in einem sog. B�rgergutachten zusammengefasst.61

2.3.6 Das B�rgerpanel

B�rger regel-
m�ßig befragen

Mit Hilfe eines B�rgerpanels wird regelm�ßig (drei- bis vier-
mal im Jahr) eine grçßere Zahl von repr�sentativ ausgew�hl-
ten B�rgerinnen und B�rgern befragt. Typische Befragungs-
objekte im kommunalen Bereich sind die Nutzung und
Bewertung çffentlicher Einrichtungen, die wahrgenommene
çffentliche Sicherheit und Ordnung, der Straßenzustand,
Umweltschutz und Umweltverhalten, die Qualit�t der Kom-
munikation und Information oder das Image einer Kommune.
Ein Panel kann dazu beitragen, dass sich eine Beteiligungs-
kultur aufbaut, eine Verantwortungsgesellschaft verwirklicht
oder eine Sensibilisierung f�r lokalpolitische Fragen erfolgt,
wenn die Befragung regelm�ßig durchgef�hrt wird, ein quali-
fiziertes Feedback erfolgt und die Voten in die politischen
Entscheidungsprozesse einfließen. Dann kann eine Dialogbe-
ziehung zwischen dem politisch-administrativen System und
der B�rgerschaft entstehen, die dem Gef�hl von Ohnmacht
und Ausgegrenztheit entgegenwirkt.62
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2. Kennzeichen einer modernen Regionalentwicklung

60 Dienel, P., 1977.
61 Aktuelle Beispiele: zur Abfallwirtschaft vgl. das B�rgergutachten Aachen 2008 und

zur Entwicklung von „Usedom als deutsch-polnische Insel“ das entsprechende B�r-
gergutachten.

62 Klages, H., 2008.
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